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Fake News aus Hamburg

Sondersitzung zum G-20-Gipfel:
Polizeieinsatzleiter präsentiert neue Zahl
verletzter Beamter. Demo für Erhalt von linkem
Zentrum

Von Jana Frielinghaus, Lina Leistenschneider

Eine heftige Debatte und neue Horrormeldungen über angeblich fast 600 durch
Demonstranten während des G-20-Gipfels in Hamburg verletzte Polizisten gab
es am Mittwoch abend im Parlament der Hansestadt. Polizeivertreter malten
vor den Mitgliedern des Innenausschusses der Bürgerschaft Kriegsszenarien
aus, an denen man »um Haaresbreite vorbeigeschrammt« sei, so die Wortwahl
von Michael Zorn, der für die Spezialkräfte zuständig war.

Der Leiter des gesamten G-20-Einsatzes, Hartmut Dudde, behauptete, es seien
zwischen dessen Beginn am 22. Juni und dem Ende am 10. Juli 592 Beamte
»durch Fremdeinwirkung« verletzt worden. Das Nachrichtenportal Buzzfeed
News hatte bereits vor einer Woche nachgewiesen, dass von offiziell 476 in
diesem Zeitraum in Hamburg als verletzt gemeldeten Beamten die Hälfte schon
vor dem 6. Juli gesundheitliche Beeinträchtigungen bekanntgegeben hatte. Bei
einem Großteil der »Verletzungen« habe es sich zudem um Kreislaufprobleme
und Dehydrierung oder beispielsweise um Beschwerden durch gegen
Demonstranten eingesetztes Reizgas gehandelt. Buzzfeed News hatte alle 16
Landespolizeibehörden und die Bundespolizei zu den Verletzungsstatistiken
befragt.

Die Oppositionsfraktionen protestierten während der Sitzung gegen die
umfänglichen Einlassungen von Dudde und Innensenator Andy Grote (SPD).
Dudde habe »eins zu eins« seine umfänglichen Einlassungen während einer
Pressekonferenz vor einer Woche wiederholt, ohne auf neue Daten einzugehen,
monierte ein Teilnehmer aus der Linksfraktion am Donnerstag gegnüber jW.
Auch der innenpolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Dennis Gladiator,
kritisierte, Senator und Einsatzleiter spielten »auf Zeit«, um einer detaillierten
Befragung zu entgehen. Für seine Fraktion erklärte er, die CDU wolle an dieser
Art der Sitzung nicht mit eigenen Fragen teilnehmen. Ähnlich äußerten sich
auch die Ausschussmitglieder von Linkspartei und FDP. Christiane Schneider,
innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion, forderte am Donnerstag in einer
Presseerklärung einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss zum
Polizeieinsatz während des G-20-Treffens. Die Sondersitzung habe erneut
gezeigt, dass ein solcher »das einzig mögliche Instrument« sei, um die
Vorkommnisse aufzuarbeiten.

Senator Grote beteuerte vor dem Ausschuss, die Verantwortlichen für den
Polizeieinsatz gingen »selbstkritisch mit sich um«. Zugleich verbat er sich die
Benutzung des Begriffs »Polizeigewalt«. Dieser unterstelle »strukturelles,



rechtswidriges, gewalttätiges Eingreifen der Polizei«. Dass es genau dies
während des Gipfels und in der Woche davor gegeben hat, belegen Tausende
Videoaufnahmen und Medienberichte.

Während die Sondersitzung in der Bürgerschaft noch lief, demonstrierten
Hunderte Menschen für den Erhalt des linken Zentrums »Rote Flora« und
gegen die »Formierung der autoritären Gesellschaft«. Die Polizei sprach von
etwa 600 Teilnehmern, die Veranstalter nannten knapp 1.000. In den letzten
Tagen hatten Vertreter der Hamburger SPD angekündigt, jegliche Förderung
der Einrichtung einstellen zu wollen, es sei denn, deren Betreiber distanzierten
sich von jeglicher Gewalt. CDU und FDP in der Bürgerschaft fordern die
Schließung. Auf der Abschlusskundgebung erklärte sich Andreas Blechschmidt
von der Roten Flora solidarisch mit anderen linken Projekten.

Unterdessen bestätigte am Donnerstag ein Sprecher des
Bundesfinanzministeriums Medienberichte, denen zufolge der Bund und die
Stadt Hamburg für die Opfer der Krawalle bis zu 40 Millionen Euro
bereitstellen.
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